
Vergleich: Koalitionsvertrag vs. Digitale Agenda

(Originalüberschriften kursiv, fette/farbige Hervorhebungen von uns)

Thema Koalitionsvertrag (vom 16.12.2013) Digitale Agenda (Stand 14.08.2014)

Breitband-
ausbau

Wir wollen Regionen, die nicht mindestens eine 
Daten-Geschwindigkeit von 2 Mbit/s haben, so 
schnell wie möglich erschließen. Bis zum Jahr 
2018 soll es in Deutschland eine 
flächendeckende Grundversorgung mit 
mindestens 50 Mbit/s geben. Um mehr 
Investitionssicherheit für Netzbetreiber im 
ländlichen Raum zu schaffen werden wir die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für 
längerfristige Verträge der Netzbetreiber mit den 
Netznutzern zu Ausbau und Finanzierung der 
Breitbandinfrastruktur prüfen und gegebenenfalls 
Vertragslaufzeiten von drei bis vier Jahren im 
ländlichen Raum ermöglichen.

Der Breitbandausbau muss auch zukünftig in der 
EU förderfähig bleiben. Zudem muss es zu einer 
Vereinfachung der Förderung wie im Rahmen der
Daseinsvorsorge im EU-Recht kommen. Ein 
neues Sonderfinanzierungsprogramm 
„Premiumförderung Netzausbau“ bei der KfW-
Bankengruppe soll bestehende Programme 
ergänzen. Wir wollen außerdem einen Breitband-
Bürgerfonds einrichten. In diesen Fonds sollen 
Privatpersonen zu soliden Renditen investieren 
können.

Wir werden Investitionshemmnisse und 
Wirtschaftlichkeitslücken in den 
infrastrukturschwächeren Regionen abbauen und
setzen dabei verstärkt auf Synergieeffekte und 
zusätzliche Investitionsanreize für 
Telekommunikationsunternehmen. Beim Ausbau 
des schnellen Internets werden wir 
Technologieoffenheit sicherstellen. Dazu gehört
auch eine bedarfsgerechte Bereitstellung von 
Funkfrequenzen für drahtlose 
Kommunikationsnetzwerke in allen Teilen 
Deutschlands. Die durch den Einsatz DVB-T2 
künftig frei werdenden Frequenzen wollen wir im 
Einvernehmen mit den Bundesländern vorrangig 
für die Breitbandversorgung im ländlichen Raum 
bereitstellen.

Digitale Infrastrukturen
Das Ziel der Bundesregierung ist es, dass mittels eines
effizienten Technologiemix eine flächendeckende 
Breitbandinfrastruktur mit einer 
Downloadgeschwindigkeit von mind. 50 Mbit/s bis 
2018 entsteht.

Der Aufbau der Hochgeschwindigkeitsnetze braucht 
staatliche Impulse: Durch Rahmenbedingungen 
schaffen wir optimale Anreize für den Ausbau durch 
den Markt. Mit der Bereitstellung ausreichender 
Frequenzen unterstützen wir die schnelle Versorgung 
im sehr ländlichen Raum und tragen zur schnellen 
Durchdringung mit intelligenten Mobilitätsdiensten bei. 
Mit staatlichen Mitteln unterstützen wir dort, wo 
sich ein wirtschaftlicher Ausbau nicht lohnt.

Rahmenbedingungen zur Unterstützung des 
marktgetriebenen Ausbaus
Wir wollen die vorhandenen geeigneten Infrastrukturen
transparent machen und eine gemeinsame Nutzung 
ermöglichen, eine Mitverlegung von 
Telekommunikationslinien bei Bauarbeiten 
unterstützen und Genehmigungsverfahren 
verschlanken.
Die „Netzallianz Digitales Deutschland“ wird zum 
Herbst 2014 ein Kursbuch vorlegen, "das alle für den 
Ausbau relevanten Handlungsfelder umfasst und 
Meilensteine für den Netzausbau aufzeigt."

Zusätzlich wollen wir ein Finanzierungsinstrument 
“Premiumförderung Netzausbau” entwickeln, um 
über vorhandene Programme hinaus 
Wirtschaftlichkeitslücken ländlicher 
Netzausbauvorhaben zu schließen.

Durch die Vergabe der Funkfrequenzen für den 
Mobilfunk im Bereich von 700 Megahertz [...] 
erreichen wir, dass sich mit dem Einsatz der 
Frequenzressourcen zeitnah die Gebiete in 
besonderen Randlagen zügig mit 
Hochgeschwindigkeitsnetzen versorgen lassen. Einen 
ambitionierten Zeitplan zur Vergabe der Frequenzen 
wird die Bundesregierung bis zum Herbst mit den 
Ländern vereinbaren. Mit dem Einsatz der 
Vergabeerlöse (“Digitale Dividende II”) schaffen wir 
zusätzliche Anreize für Investitionen in den 
Breitbandausbau.

Mobilität fördern und neue Dienste unterstützen
Wir [werden] sicherstellen, dass zusätzlich zu der 
geplanten Bereitstellung von 2×30 MHz zur 
Unterstützung des Breitbandausbaus auch 
Frequenzen für die künftige Breitbandkommunikation 
der Sicherheitsbehörden und der Bundeswehr im 700 
MHz-Bereich zur Verfügung gestellt werden.
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Störer-
haftung

Die Potenziale von lokalen Funknetzen (WLAN) 
als Zugang zum Internet im öffentlichen Raum 
müssen ausgeschöpft werden. Wir wollen, dass 
in deutschen Städten mobiles Internet über 
WLAN für jeden verfügbar ist. Wir werden die 
gesetzlichen Grundlagen für die Nutzung dieser 
offenen Netze und deren Anbieter schaffen. 
Rechtssicherheit für WLAN-Betreiber ist dringend
geboten, etwa durch Klarstellung der 
Haftungsregelungen (Analog zu 
Accessprovidern). Gleichzeitig werden wir die 
Verbraucherinnen und Verbraucher über die 
Gefahren solcher Netze für sensible Daten 
aufklären.

Wir werden die Verbreitung und Verfügbarkeit von 
mobilem Internet über WLAN verbessern. Dabei 
werden wir darauf achten, dass die IT-Sicherheit 
gewahrt bleibt und keine neuen Einfallstore für 
anonyme Kriminalität entstehen. Daher werden wir Wir
werden Rechtssicherheit für die Anbieter solcher 
WLANS im öffentlichen Bereich, beispielsweise 
Flughäfen, Hotels, Cafés, schaffen. Diese sollen 
grundsätzlich nicht für Rechtsverletzungen ihrer 
Kunden haften. Einen entsprechenden 
Gesetzesentwurf werden wir in Kürze vorlegen.

Router-
zwang

Wir wollen eine gesetzliche Klarstellung für den 
Netzzugang von Telekommunikationsanbietern. 
Nutzerinnen und Nutzer müssen die freie 
Auswahl an Routern behalten. Daher lehnen wir 
den Routerzwang ab. Die zur Anmeldung der 
Router (TK-Endeinrichtungen) am Netz 
erforderlichen Zugangsdaten sind den Kundinnen
und Kunden unaufgefordert mitzuteilen.

Freifunk Neben der Klärung der rechtlichen Fragen 
möchten wir die Etablierung heterogener, frei 
vernetzter und lokaler Communities und ihrer 
Infrastrukturen forcieren. Durch die Förderung 
dieser sowie von Ad-hoc-Netzwerken im Rahmen
der F&E-Strategie sollen lokale, dezentrale 
Netzwerke unterstützt werden, die eine 
komplementäre Infrastruktur für einen fest 
definierten Nutzerkreis umfassen. Damit 
verbessern wir die infrastrukturellen 
Rahmenbedingungen für den Zugang zu 
leistungsfähigem Internet für alle.

Netz-
neutralität

Der Erhalt des offenen und freien Internets, die 
Sicherung von Teilhabe, Meinungsvielfalt, 
Innovation und fairer Wettbewerb sind zentrale 
Ziele der Digitalen Agenda. Der 
diskriminierungsfreie Transport aller 
Datenpakete im Internet ist die Grundlage dafür.
Dabei ist insbesondere auch sicherzustellen, 
dass Provider ihre eigenen inhaltlichen Angebote 
und Partnerangebote nicht durch höhere 
Datenvolumina oder schnellere 
Übertragungsgeschwindigkeit im Wettbewerb 
bevorzugen. Neutralität ist auch von 
Suchmaschinen zu verlangen, die sicherstellen 
müssen, dass alle Angebote diskriminierungsfrei 
aufzufinden sind.

Die Gewährleistung von Netzneutralität wird 
daher als eines der Regulierungsziele im 
Telekommunikationsgesetz verbindlich verankert 
und die Koalition wird sich auch auf 
europäischer Ebene für die gesetzliche 
Verankerung von Netzneutralität einsetzen. 
Die Bundesnetzagentur wird ermächtigt und 
technisch sowie personell in die Lage versetzt, 

Zukunftsfähigen Ordnungsrahmen für die digitale 
Wirtschaft fortentwickeln
Wir wollen das offene und freie Internet, wie wir es 
kennen, erhalten und als Raum der 
Meinungsvielfalt, Teilhabe und Innovation 
schützen. Dabei werden wir die Gestaltung und 
Förderung technischer und sozialer Innovationen 
sowie gesellschaftlicher und regulatorischer 
Rahmenbedingungen in einem integrativen Ansatz 
bündeln.

Redaktionelle Inhalte, die im öffentlichen Interesse 
liegen, sollen zudem eine herausgehobene 
Auffindbarkeit erhalten.

Wir stärken Innovation und Wettbewerb durch die 
Fortentwicklung eines zukunftsfähigen 
Ordnungsrahmens. Dieser soll Spielräume zur 
Entwicklung neuer, innovativer Dienste schaffen, durch
die neue Geschäftsfelder erschlossen werden können. 
Dies darf nicht auf Kosten der Freiheit und Offenheit 
oder der Fortentwicklung der Qualität des Best-Effort 
Internets geschehen. Wir werden die 
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die Einhaltung dieses Ziels zu überwachen. 
Zudem müssen Mobilfunkanbieter 
Internettelefonie gegebenenfalls gegen separates
Entgelt ermöglichen.

Das sogenannte Best-Effort-Internet, das für 
die Gleichberechtigung der Datenpakete 
steht, wird in seiner Qualität weiterentwickelt 
und darf nicht von einer Vielzahl von 
„Managed Services“ verdrängt werden. 
Netzwerkmanagement muss allerdings dort 
möglich sein, wo es technisch geboten ist, damit 
bandbreitensensible Daten und Anwendungen 
verlässlich und ohne Verzögerung übertragen 
werden bzw. zum Einsatz kommen können.

Deep Packet Inspection (DPI) zur 
Diskriminierung von Diensten oder 
Überwachung der Nutzerinnen und Nutzer 
werden wir dagegen gesetzlich untersagen.

Gewährleistung der Netzneutralität als Ziel 
gesetzlich verankern und uns auch auf 
europäischer Ebene dafür einsetzen. Die 
Regulierungs- und Wettbewerbsbehörden werden das 
Marktgeschehen weiter aufmerksam beobachten und 
unerwünschte Entwicklungen unterbinden. Um die 
Debatte sachlich voranzutreiben, werden wir den 
“Fachdialog Netzneutralität” fortsetzen und 
weiterentwickeln und weiterhin alle Beteiligten – 
Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Politik –
proaktiv einbinden.

Urheber-
recht

Reform des Urheberrechts
Zum effektiveren Schutz von Markeninhabern, 
Urhebern und anderen Kreativen vor 
Rechtsverletzungen im weltweiten digitalen Netz, 
streben wir den Ausbau verbindlicher 
europäischer und internationaler Vereinbarungen 
an. Alle Maßnahmen zum Schutz geistigen 
Eigentums müssen verhältnismäßig sein. Als 
wesentlichen Beitrag zum Schutz der 
Verbraucher und zur Eindämmung von 
massenhaften Rechtsverletzungen sehen wir die 
Diensteanbieter im Internet stärker in der 
Verantwortung.

Wir wollen die Rechtsdurchsetzung insbesondere
gegenüber Plattformen verbessern, deren 
Geschäftsmodell im Wesentlichen auf der 
Verletzung von Urheberrechten aufbaut. Wir 
werden dafür sorgen, dass sich solche 
Diensteanbieter nicht länger auf das 
Haftungsprivileg, das sie als sogenannte 
Hostprovider genießen, zurückziehen können 
und insbesondere keine Werbeeinnahmen mehr 
erhalten.
Um Rechtsverletzungen vorzubeugen, werden 
wir die Medienkompetenz der Internetnutzer 
stärken und sie besser in die Lage versetzen, 
zwischen legalen und illegalen Angeboten im 
Netz zu unterscheiden.
Wir wollen die kollektive Rechtewahrnehmung 
durch Verwertungsgesellschaften stärken und 
insbesondere die Aufsicht über die 
Verwertungsgesellschaften effektiver 
ausgestalten.

Wir wollen Verhandlungen und Streitigkeiten über
die Höhe der Privatkopievergütung schneller, 
effizienter und einfacher gestalten und werden 
eine Hinterlegungspflicht für gesetzliche 
Vergütungsansprüche einführen. Um die Position 

Wir wollen die rechtlichen Rahmenbedingungen zum 
Schutz des geistigen Eigentums an die rasante 
technische Digitalisierung in Wirtschaft und 
Gesellschaft [...] anpassen. Zugleich werden wir dafür 
sorgen, dass sich Diensteanbieter, deren 
Geschäftsmodell im Wesentlichen auf der Verletzung 
von Urheberrechten aufbaut, nicht länger auf das 
Haftungsprivileg des Hostproviders zurückziehen 
können.
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des Urhebers zu verbessern und Kreativen eine 
angemessene Vergütung zu ermöglichen, bedarf 
es einer Überarbeitung des 
Urhebervertragsrechts. [...] Wir bekennen uns 
zur Vertragsfreiheit im Urheberrecht und sind uns 
bewusst, dass Inhalte oft unter (impliziten) 
Nutzungsbestimmungen angeboten werden. 
Gleichzeitig ist das Interesse der Verbraucher an 
einer langfristigen und geräteunabhängigen 
Nutzung ihrer legal erworbenen digitalen Inhalte 
zu berücksichtigen. Unser Ziel ist es daher, die 
Portabilität gekaufter Inhalte zu ermöglichen 
und zu fördern. Geprüft werden soll zudem, wie 
urheberrechtlich sichergestellt werden kann, dass
Technologiebrüche bei der Weiterversendung von
Rundfunksignalen vermieden werden können.

Wir werden den wichtigen Belangen von 
Wissenschaft, Forschung und Bildung stärker 
Rechnung tragen und eine Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke einführen. Wir werden 
prüfen, ob den öffentlichen Bibliotheken 
gesetzlich das Recht eingeräumt werden sollte, 
elektronische Bücher zu lizensieren.

Die Veränderung der Medienwelt hat auch Folgen
für die Printmedien, jedoch bleiben die Gründe für
steuerliche Erleichterungen – Kultur- und 
Medienangebote als Teil der Daseinsvorsorge – 
auch in der digitalen Welt die gleichen. Den 
verminderten Mehrwertsteuersatz für Bücher, 
Zeitungen und Zeitschriften will die Koalition 
beibehalten; er soll in Zukunft auch für Hörbücher
gelten. Auf europäischer Ebene wird die 
Koalition darauf hinwirken, dass auf E-Books, 
E-Paper und andere elektronische 
Informationsmedien künftig der ermäßigte 
Mehrwertsteuersatz Anwendung finden kann. 
Essentiell für die Erhaltung der Vielfalt der Bücher
und Buchhandlungen ist die Buchpreisbindung, 
die europarechtlich auch im Hinblick auf E-Books 
abzusichern ist.

Um die Potenziale für Wissenschaft, Forschung und 
Bildung voll zu nutzen, werden wir die urheberrechtlich
zulässige Nutzung von geschützten Inhalten zu diesen 
Zwecken verbessern. Insbesondere soll eine 
Bildungs- und Wissenschaftsschranke eingeführt 
werden.

Forschung Forschungsprogramm IT-Sicherheit
Es wird ein Förderprogramm „Innovation in IT-
Forschung und Sicherheit“ zur Stärkung der 
nationalen F&E-Aktivitäten in diesen Bereichen 
weiterentwickelt, [...] Bei der Ausschreibung 
werden Open-Source-Ansätze priorisiert, die 
ihre Ergebnisse und die entwickelten Systeme 
offen zur Verfügung stellen. Die Einführung 
einheitlicher Standards zur Verfügbarmachung 
von Daten und Ergebnissen wird geprüft. Wir 
starten ein neues Forschungsprogramm zur 
IT-Sicherheit „Selbstbestimmt und sicher in 
der digitalen Welt“. Zudem gilt es, IT-
Sicherheitskompetenzen in der Ausbildung des 
Fachkräftenachwuchses auszubauen

Die Grundlagenforschung zu Internet und 
digitaler Gesellschaft wird durch gezielte 

Durch Forschung den digitalen Wandel verstehen
• In dem interdisziplinären 

Forschungsforum „Privatheit – 
selbstbestimmtes Leben in der Digitalen 
Welt“ werden disziplinübergreifende neue 
Ansätze zum Schutz der Privatheit in einer 
zunehmend digitalisierten Welt erforscht.

• Das Forschungsprogramm 
„Selbstbestimmt und sicher in der 
digitalen Welt“ wird sich mit der IT-
Sicherheit neuer Technologien und dem 
Schutz von Daten in der Welt von morgen 
befassen und nutzerfreundliche Lösungen 
entwickeln.

• Ein öffentlich finanziertes 
Forschungsinstitut wird in einem 
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Initiativen zur Programmforschung und durch 
Bereitstellung entsprechender Mittel gestärkt und 
verstetigt sowie institutionell gefördert. Ein mit 
öffentlichen Mitteln finanziertes Internet-
Institut, das gleichzeitig als Ausgangspunkt für 
ein interdisziplinäres Kompetenznetz dient, soll 
sich mit den technischen und wirtschaftlichen, 
aber auch den politischen, rechtlichen und 
ethischen Aspekten des Internets beschäftigen.

Hochschulen: Digitalisierung und Infrastruktur in 
der Wissenschaft
Wir werden eine Strategie für den digitalen 
Wandel in der Wissenschaft initiieren, z. B. um
Zugang und Nutzbarkeit von komplexen 
Forschungsdaten zu verbessern.

Gemeinsam mit den Ländern werden wir einen 
Rat für Informationsinfrastrukturen gründen, 
in dem sich die Akteure des 
Wissenschaftssystems über die Erarbeitung 
disziplinen- und institutionenübergreifender 
Strategien und Standards verständigen. Zudem 
wollen wir virtuelle Forschungsumgebungen 
stärken, die es Forscherinnen und Forschern 
erlauben, mithilfe digitaler Medien über 
disziplinäre, institutionelle und geografische 
Grenzen hinweg zusammenzuarbeiten und 
daraus auch neue Forschungsmethoden und 
-gegenstände zu entwickeln.

interdisziplinären Ansatz die ethischen, 
rechtlichen, wirtschaftlichen und 
partizipativen Aspekte von Internet und 
Digitalisierung erforschen.

• Im Rahmen der Innovations- und 
Technikanalyse (ITA) werden Studien zur 
wissenschaftlichen Analyse von Chancen 
und Risiken zukünftiger Entwicklungen 
der Digitalisierung gefördert.

Digitalen Wandel in der Wissenschaft forcieren
Eine neue Strategie für den digitalen Wandel in der 
Wissenschaft wird wesentlich zur Weiterentwicklung 
der Informationsinfrastrukturen (wie z.B. Archive, 
Bibliotheken, Forschungs- und 
Publikationsdatenbanken) beitragen.

Bildung Digitale Bildung
Wir werden mit den Ländern und Akteuren aus 
allen Bildungsbereichen eine gemeinsame 
Strategie „Digitales Lernen“, die die Chancen 
der neuen Medien für gute Bildung entschlossen 
nutzt, entwickeln und umsetzen. Die digitale 
Lehrmittelfreiheit muss gemeinsam mit den 
Ländern gestärkt werden.

Der Aufbau eines Mentorinnen-Netzwerks in 
der digitalen Wirtschaft ist dabei eine geeignete 
Maßnahme. Der Anteil von Studentinnen, z. B. 
bei Informatik und Elektrotechnik soll erhöht 
werden

Bildungsoffensive für die digitale Wissensgesellschaft
Der Bund wird gemeinsam mit den Ländern und 
weiteren Akteuren aus allen Bildungsbereichen eine 
Strategie „Digitales Lernen“ entwickeln, die die 
Chancen der digitalen Medien für gute Bildung 
entschlossen nutzt, weiter entwickelt und umsetzt.

Mit dem Förderprogramm „Digitale Medien in der 
beruflichen Bildung“ stärken wir die berufliche 
Bildung und stoßen strukturelle Änderungen mit dem 
Ziel an, den Einsatz digitaler Aus- und 
Weiterbildungswerkzeuge in der beruflichen Bildung 
deutlich zu steigern. Das Hochschulforum 
Digitalisierung identifiziert die Chancen der 
Digitalisierung für die Hochschulen und erarbeitet 
Handlungsempfehlungen.

Digitale Medienkompetenz für alle Generationen 
stärken
Die Bundesregierung strebt an, die Medien- und 
Informationskompetenz der Menschen in unserem 
Land zu steigern [...] Immer häufiger sind sie nicht nur 
Nutzerinnnen und Nutzer, sondern produzieren selbst 
mediale Inhalte und Daten oder entwickeln Software. 
Hierzu werden wir Informationsplattformen einrichten.
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Wir werden diese Entwicklung (Engagement) 
unterstützen und „Online Volunteering“-
Projekte fördern, zum Beispiel die verbessernde
Zusammenarbeit von Bürgerinnen und Bürgern 
mit der Verwaltung (Mängelmelder, Tausch- und 
Ehrenamtsbörsen).

Innovation Berufliche Bildung
Die Hightech-Strategie werden wir zu einer 
umfassenden ressortübergreifenden 
Innovationsstrategie für Deutschland 
weiterentwickeln.

Neue digitale Qualifizierungs- und 
Weiterbildungswerkzeuge für Unternehmen wie
auch für den öffentlichen Dienst werden wir 
zielgruppenspezifisch fördern und ausbauen.

Im Bereich der Gesundheit nutzen wir die 
Chancen der Digitalisierung und verstärken die 
Telemedizin (zum Beispiel zur engen Betreuung 
von Risikopatientinnen und -patienten oder 
chronisch Kranken). Dabei ist ein Höchstmaß an 
Datenschutz zu gewährleisten.

Innovationspotenziale der Digitalisierung nutzen
• Die Hightech-Strategie bauen wir zu einer 

umfassenden, ressortübergreifenden 
Innovationsstrategie für Deutschland aus und 
verleihen so auch den zentralen 
Forschungsthemen Industrie 4.0, IT-
Sicherheitsforschung, Mikroelektronik und 
Dienstleistungsforschung wichtige Impulse.

Wir bauen die Innovationsförderung zu „Big Data“ aus, 
[...] Zwei Big-Data-Kompetenzzentren in Berlin und 
Dresden werden eingerichtet.

Die Bundesregierung stärkt das High Performance 
Computing als Basis wissenschaftlicher Exzellenz und 
für Wertschöpfung in der Wirtschaft und strebt hier 
eine Spitzenposition an.

Zudem stärken wir die Forschung zur Digitalisierung in 
der Medizin u.a. mit dem Schwerpunkt 
Medizininformatik.

Open Data Wir werden eine umfassende Open Access 
Strategie entwickeln, die die 
Rahmenbedingungen für einen effektiven und 
dauerhaften Zugang zu öffentlich finanzierten 
Publikationen und auch zu Daten (open data) 
verbessert.

Der Aufbau, der Ausbau und die koordinierte 
nationale, europäische und internationale 
Vernetzung von offenen (Forschungs-) 
Datenbanken, Repositorien und Open-Access-
Zeitschriften der Forschungseinrichtungen und 
der Hochschulen sind im Rahmen eines eigenen 
Programms zu fördern.

Die Koalition strebt einen Beitritt Deutschlands 
zur internationalen Initiative Open Government 
Partnership an.

Wir werden die Rahmenbedingungen für einen 
ungehinderten Informationsfluss, insbesondere in der 
Wissenschaft, verbessern. Dazu gehört eine 
umfassende OpenAccess-Strategie, die den 
effektiven und dauerhaften Zugang zu öffentlich 
geförderten Forschungspublikationen und -daten 
verbessern und Anreize ausbauen soll.

Wir wollen die Vernetzung von 
Forschungsdatenbanken und Repositorien sowie 
virtuelle Forschungsumgebungen fördern und durch
strategische Projekte mit großer Hebelwirkung 
unterstützen.

Open 
Source

Schlüsselindustrien weiter unterstützen
Als Alternative zu den geschlossenen digitalen 
Ökosystemen unterstützt und fördert der Bund 
im Software-Bereich gerade auch die 
Entwicklung von offenen Plattformen und 
Open-Source-Lösungen und setzt sich dafür 
auch auf europäischer Ebene ein.

Wir stärken einheitliche Standards und setzen uns für 
eine größere Interoperabilität ein. Dafür entwickeln wir 
ein Regelwerk für IKT-Standardisierung in der 
Bundesverwaltung und setzen dieses um.

Bei Beschaffungen der Bundesverwaltung bauen 
wir praktische Hemmnisse für Open Source 
Software (OSS) mit dem Ziel der Chancengleichheit
weiter ab.
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Datenschutz Wir sprechen uns gegen einen allgemeinen 
Klarnamenzwang aus, weil anonyme 
Kommunikation oft nicht nur sinnvoll, sondern 
auch notwendig ist.

Digitale Sicherheit und Datenschutz
Wir verbessern den strafrechtlichen Schutz vor 
Beleidigungen in sozialen Netzwerken und 
Internetforen (Cybermobbing und 
Cybergrooming), da die Folgen für die vor einer 
nahezu unbegrenzten Öffentlichkeit diffamierten 
Opfer besonders gravierend sind. Cybermobbing
und Cybergrooming in sozialen Netzwerken 
müssen einfacher gemeldet und angezeigt 
werden können.

IT-Infrastruktur und digitaler Datenschutz
Wir schaffen ein IT-Sicherheitsgesetz mit 
verbindlichen Mindestanforderungen an die 
IT-Sicherheit. [...] 

Wir wollen das vom Bundesverfassungsgericht 
entwickelte Grundrecht auf Gewährleistung der
Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme mit Leben 
füllen.

Sicherheit, Schutz und Vertrauen für Gesellschaft und 
Wirtschaft
Sicherheit der Systeme und Schutz der Daten sind die 
zentralen Querschnittsthemen der Digitalisierung und 
werden in allen Handlungsfeldern der Digitalen Agenda
berücksichtigt.

Digitale Infrastrukturen als Vertrauensraum stärken
"Wir setzen uns dafür ein, dass unser Land einer der 
sichersten digitalen Standorte weltweit bleibt."

• Wir verbessern die IT-Sicherheit durch den 
Ausbau von Partnerschaften mit 
Betreibern kritischer Infrastrukturen und 
durch gesetzliche Vorgaben zu 
Mindestsicherheitsstandards und eine 
Meldepflicht für erhebliche IT-
Sicherheitsvorfälle im Rahmen eines IT-
Sicherheitsgesetzes.

• Wir setzen uns dafür ein, dass die neuen 
Technologien sicher und vertrauenswürdig 
gestaltet werden. Dafür bauen wir 
Standardisierungsaktivitäten aus, was im 
Besonderen für den internationalen Bereich 
gilt.

• Wir stärken die Bundesnetzagentur 
(BNetzA), um den Anforderungen der 
TKSicherheit, der europäischen Verordnung
über die e-Identifizierung und 
Vertrauensdienste für e-Transaktionen im 
Binnenmarkt und der Standardisierung zu 
entsprechen. Diese Stärkung drückt sich 
auch in einer Verbesserung der 
Ressourcenausstattung aus.

• Gemeinsam mit der Wirtschaft wollen wir 
die deutsche Technologiekompetenz für 
vertrauenswürdige IT stärken und dauerhaft 
sichern. Hierzu richten wir eine Plattform 
„Vertrauenswürdige IT“ ein.

Mehr Schutz für Bürgerinnen und Bürger und 
Unternehmen im Netz

• Wir stellen sichere Infrastrukturen zur 
Verfügung, um die eigene Identität im Netz 
besser zu schützen und sicher zu 
kommunizieren. Die Nutzung des neuen 
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Die Nutzung von Methoden zur 
Anonymisierung, Pseudonymisierung sowie 
die Datensparsamkeit müssen verbindlich 
geregelt werden.

Wir werden den technikgestützten Datenschutz 
(„Privacy by Design“) und den Datenschutz 
durch Voreinstellungen („Privacy by Default“) 
ausbauen.

Personalausweises wird vereinfacht und 
seine Anwendungen werden erweitert. 
Wir wollen Verschlüsselungs-Standort 
Nr. 1 auf der Welt werden. Dazu soll die 
Verschlüsselung von privater 
Kommunikation in der Breite zum Standard 
werden. Die Anwendung von 
Sicherheitstechnologien wie De-Mail 
bauen wir aus.

• Wir bauen die Zusammenarbeit und 
Unterstützung des Vereins „Deutschland 
sicher im Netz“ (DSiN) aus.

• Wir fördern Geschäftsmodelle, die 
Anonymisierungs- und 
Pseudonymisierungsmaßnahmen 
verwenden. Wir unterstützen Unternehmen 
dabei, ihre IT-Sicherheit zu verbessern. Die 
sich ergänzenden Initiativen „IT-Sicherheit in
der Wirtschaft“ und „Allianz für 
Cybersicherheit“ werden ausgebaut.

Ein hohes Maß an Datenschutz und Datensicherheit 
stärkt das Vertrauen in digitale Dienste und Produkte. 
Deshalb fördern und fordern wir den technikgestützten 
Datenschutz (privacy by design) und 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen (privacy by 
default).

Verbraucher
-schutz

Verbraucherschutz
Dafür wollen wir die bestehenden 
Verbraucherorganisationen mit einer speziellen 
Marktwächterfunktion „Finanzmarkt“ und 
„Digitale Welt“ beauftragen.

Sicherheit, Selbstbestimmung und Transparenz 
in der digitalen Welt
Wir fördern Innovationen und Techniken, die 
sicherstellen, dass Profilbildung und darauf 
basierende Geschäftsmodelle ohne die Erhebung
individualisierter personenbezogener Daten 
auskommen können. Nicht-anonyme 
Profilbildungen müssen an enge rechtliche 
Grenzen und die Einwilligung der Verbraucher
geknüpft werden. Unternehmen, die 
Scoringverfahren anwenden, werden verpflichtet, 
dies der zuständigen Behörde anzuzeigen. Wir 
werden die Rechtsgrundlage dafür schaffen, 
dass die Verbraucherverbände 
datenschutzrechtliche Verstöße abmahnen 
und Unterlassungsklage erheben können.

Den mobilen Commerce werden wir 
verbraucherfreundlich ausgestalten, z. B. durch 
transparente Darstellungsmöglichkeiten auf 
mobilen Endgeräten und Rückgabemöglichkeiten 
von Apps. Wir stärken die Rechte von 

Verbraucherschutz in der digitalen Welt
[…] hierzu stärken wir das Vertrauen der 
Verbraucherinnen und Verbraucher in die digitalen 
Produkte und Dienste. Wir unterstützen die Einrichtung
einer Schlichtungsstelle Internet.
Um Missstände bei digitalen Produkten und 
Dienstleistungen frühzeitig zu identifizieren, richten wir 
einen Marktwächter „Digitale Welt“ ein.

Wir führen ein Verbandsklagerecht zur Verbesserung 
des Datenschutzes ein.

Um Rechtsverletzungen vorzubeugen, werden wir die 
Medienkompetenz der Nutzerinnen und Nutzer 
stärken und sie besser in die Lage versetzen, 
zwischen legalen und illegalen Angeboten im Netz zu 
unterscheiden.
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Verbrauchern bei der Nutzung digitaler Güter 
gegenüber der Marktmacht globaler Anbieter. 
Im Rahmen der Evaluation des Gesetzes gegen 
unseriöse Geschäftspraktiken wird insbesondere 
die Wirksamkeit der Streitwertdeckelung bei 
Abmahnungen gegen Verbraucher aufgrund von 
urheberrechtlichen Verstößen im Internet geprüft.

IT-Hersteller und -Diensteanbieter sollen für 
Datenschutz- und IT-Sicherheitsmängel ihrer 
Produkte haften.

Wir werden die Verbraucherinformationen seitens 
der Online-Unternehmen und den Datenschutz im 
Internet verbessern. Zentrale Elemente der 
informationellen Selbstbestimmung und einer 
Datenautonomie für Verbraucherinnen und 
Verbraucher müssen Transparenz mit leicht 
erfassbaren Kundeninformationen, Einwilligung und 
Datenportabilität sein.

Barriere-
freiheit

Barrierefreiheit im Netz
Die Digitalisierung bietet eine Vielzahl von 
Chancen für Menschen mit Einschränkungen. Wir
prüfen daher, ob durch ein Prüfsiegel 
„Barrierefreie Website“ für Verwaltung und 
Wirtschaft die Gleichstellung behinderter 
Menschen unterstützt werden kann.

Digitale Teilhabe umsetzen
• Wir verbessern die digitalen 

Beteiligungsmöglichkeiten der Bürgerinnen 
und Bürger. Dazu unterstützen wir lebensnahe
offene Beteiligungsplattformen sowie 
Mitgestaltungsmöglichkeiten auf kommunaler 
Ebene, in Verbänden, in Ehrenamt und 
Jugendarbeit, für Frauen und Männer, 
Menschen mit Behinderungen und für alle 
Generationen.

• Wir fördern daher die Barrierefreiheit in 
digitalen Medien, berücksichtigen die 
entsprechenden Standards im staatlichen 
Bereich und entwickeln diese kontinuierlich 
weiter.

Medien & 
Medien-
kompetenz

Die Koalition setzt sich für das Prinzip der 
Plattformneutralität ein, d. h. bei 
Distributionsplattformen für Rundfunk und 
Telemedien insbesondere bei 
marktbeherrschenden Plattformbetreibern sind 
eine diskriminierungsfreie 
Informationsübermittlung und der neutrale 
Zugang zu Inhalten sicherzustellen.
[...]
Unser nationales Filmerbe muss dauerhaft 
gesichert und auch im digitalen Zeitalter sichtbar 
bleiben. Es bedarf hierfür neben einer 
Digitalisierungsförderung des Bundes auch der 
Beteiligung der Länder und der Filmwirtschaft.

Digitale Medien
Deutschland soll sich zu einem digitalen 
Kulturland weiterentwickeln. Unser kulturelles 
Erbe muss digitalisiert werden, um es für die 
kommenden Generationen zu sichern.

Eine wichtige Aufgabe zur Sicherung unseres 
kulturellen Erbes übernimmt die Deutsche 
Digitale Bibliothek […]. Der Bund ist sich der 
Verantwortung für die digitale Erschließung der 
kulturellen und wissenschaftlichen 
Überlieferungen bewusst und treibt auf dieser 

Kultur und Medien
"werden wir Deutschland zu einem digitalen 
Kulturland weiterentwickeln"
Wir entwickeln eine übergreifende Strategie und 
Aktionspläne mit geeigneten technischen 
Lösungen und Standards zur Digitalisierung von 
Kulturgütern […]

Deshalb setzen wir uns für eine baldmöglichst 
beginnende Bund-Länder-Kommission ein, um eine 
kompatible Medienordnung zu schaffen und z. B. an 
den Schnittstellen Medienaufsicht, 
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Grundlage mit den Ländern und Kommunen eine 
abgestimmte Digitalisierungsstrategie voran.

Medienkompetenz ist eine elementare 
Schlüsselkompetenz in unserer digitalen 
Gesellschaft und grundlegende Voraussetzung 
für einen selbstbestimmten Umgang mit den 
Medien und dem Netz für alle Generationen [...].

Im Dialog sind neue Instrumente für einen 
wirksamen Jugendmedienschutz zu 
entwickeln.

Die gemeinsam durch den Deutschen Bundestag,
die Bundesregierung und die 
Computerspielewirtschaft initiierte und 
mittlerweile gegründete Stiftung Digitale 
Spielekultur soll gemeinsam mit den 
Marktteilnehmern weiter ausgebaut werden, um 
in den Schwerpunkten Wirtschaft und Ausbildung,
Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur sowie 
Forschung und Wissenschaft neue Impulse 
setzen zu können.

Medienkompetenz
[…] Die bestehenden Programme zur Förderung 
von Medienkompetenz an Kitas und Schulen 
werden deshalb evaluiert und ausgebaut. Das 
Leitbild der „digitalen Selbstständigkeit“ rückt 
somit in den Fokus der Medienkompetenz. Wir 
befürworten ein „Modellprojekt Freiwilliges 
Soziales Jahr Digital“, damit junge Menschen 
ihre technischen Fertigkeiten und Fähigkeiten im 
Umgang und in der Anwendung von neuen 
Medien in den Dienst von gemeinnützigen 
Einrichtungen stellen und diese bei der 
Umsetzung von digitalen Projekten und der 
Vermittlung von Medienkompetenz unterstützen. 
Die Initiative „Ein Netz für Kinder“ wird 
unterstützt und verbreitert, um in 
Zusammenarbeit von Politik, Wirtschaft und 
Institutionen qualitätsvolle, altersgerechte und 
interessante digitale Angebote für Kinder zu 
schaffen.

Telekommunikationsrecht und Wettbewerbsrecht an 
Digitalisierung und Konvergenz der Medien besser 
anzupassen.

Wir stellen – soweit urheberrechtlich zulässig – 
digitalisierte Kulturgüter und deren Metadaten offen 
und möglichst unentgeltlich zur Verfügung.
Wir bauen die „Deutsche Digitale Bibliothek“ weiter 
auf und aus.

Ferner setzen wir uns für eine Revision der Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste ein.

Wir wollen Kindern und Jugendlichen ein gutes 
Aufwachsen mit digitalen Medien ermöglichen. Wir 
unterstützen die Medienerziehung in Familien mit 
Informationen und Beratung, mit der Förderung von 
altersgerechten Medienumgebungen und mit der 
Entwicklung und Umsetzung eines kohärenten und 
zeitgemäßen Jugendmedienschutzes. [...]

Wir prüfen [...] wie die digitale Medienkompetenz von 
älteren Menschen gezielt gesteigert und ihr Vertrauen 
in die digitale Entwicklung gestärkt werden kann. Für 
einen solchen zeitgemäßen Jugendmedienschutz 
treten wir außerdem in den Dialog mit Unternehmen zu
Möglichkeiten sicherer Voreinstellungen (safety by 
default) und beteiligen Jugendliche als Akteure in 
geeigneten Strukturen der Peer-Beratung.

Digitales Engagement fördern
Wir beabsichtigen die Durchführung eines 
Modellprojektes „Freiwilliges Soziales Jahr 
Digital“. Wir wollen damit beispielgebende 
Erfahrungen sammeln und bündeln, wie junge 
Menschen ihre Fertigkeiten und Fähigkeiten im 
Umgang und in der Anwendung von neuen Medien in 
den Dienst von gemeinnützigen Einrichtungen stellen 
können.
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Digitale 
Wirtschaft

Digitales Wachstumsland Nummer 1 in 
Europa
Die Digitalisierung der klassischen Industrie mit 
dem Zukunftsprojekt Industrie 4.0 werden wir 
vorantreiben und im nächsten Schritt um 
intelligente Dienstleistungen („Smart Services“) 
erweitern sowie Projekte und Maßnahmen im 
Bereich der Green-IT stärken.

Wir werden Beratungsangebote zur 
Digitalisierung von bestehenden 
Wertschöpfungsketten in Industrie und 
Mittelstand im Hinblick unter anderem auf Cloud-
Computing und Big Data ausbauen. Die Themen 
IT-Sicherheit und die Abwehr von 
Wirtschaftsspionage sollen darüber hinaus eine 
besondere Rolle spielen.

Digitale Wirtschaft und digitales Arbeiten
"Wir wollen, dass Deutschland digitales 
Wachstumsland Nr. 1 in Europa wird."

Digitalisierung der Wirtschaft unterstützen und 
vorantreiben

• Auf- und Ausbau von Forschungs- und 
Technologieprogrammen mit hohem 
Transfer in die Wirtschaft, u.a. bei 
Autonomik, 3D, Big Data, Cloud Computing 
und Mikroelektronik;

• das Anstoßen neuer Geschäftsmodelle und 
Dienstleistungsinnovationen durch die 
Unterstützung bei der Entwicklung und 
Verbreitung sicherer und 
datenschutzfreundlicher Big-Data- und 
Cloud-Anwendungen;

• die Stärkung von Vertrauen und Sicherheit 
bei der Nutzung digitaler Dienste 
einschließlich der Stärkung der deutschen
digitalen Sicherheitswirtschaft;

• die Unterstützung des IT-Mittelstandes bei 
der Internationalisierung und dem Zugang 
zu Wachstumskapital;

• die Förderung von Normen und Standards, 
um die Verzahnung der klassischen 
Industrie mit der IKT über reibungslose 
Schnittstellen zu gewährleisten.

Wir stimulieren die Digitalisierung in wichtigen 
Zukunftsmärkten und -bereichen durch

• die Förderung von Smart-Home-
Anwendungen;

• die IKT-basierte Unterstützung der 
(Elektro-)Mobilität;

• die Unterstützung des digitalen Wandels in 
der Kreativ- und Medienwirtschaft, der 
große Chancen für neue Kundengruppen 
eröffnet;

• die Förderung der Nachhaltigkeit und des 
Klimaschutzes (Green durch IT und Green 
in der IT);

• die Unterstützung der Digitalisierung des 
Bauens;

• die Weiterentwicklung gesetzlicher 
Vorgaben zur Integration der Telemedizin;

• den Ausbau der eHealth-Initiative und die 
stärkere Vernetzung mit der 
Innovationstätigkeit der 
Gesundheitswirtschaftsunternehmen und 
Gewährleistung der Interoperabilität und 
Sicherheit von IT-Systemen;

• den Aufbau von Kompetenzzentren zur 
Information und Demonstration von 
BestPractice-Beispielen für Industrie 4.0 
und Smart Services für den Mittelstand und 
das Handwerk sowie die Förderung 
benutzerfreundlicher Anwendungen und 
Dienste (Usability).
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Wir erarbeiten eine Strategie „Intelligente 
Vernetzung“, die in den Basissektoren Bildung, 
Energie, Gesundheit, Verkehr und Verwaltung 
zusätzliche Wachstums- und Effizienzpotenziale durch 
IKT schafft.

Die Bundesregierung verfolgt daher mit Priorität den 
Aktionsplan „PRS in Deutschland“ [Public 
Regulated Service] und unterstützt unsere 
Unternehmen bei der Entwicklung praxistauglicher 
PRS-Anwendungen. Hierfür beteiligt sich Deutschland 
als europäischer PRS-Pilot-Mitgliedstaat. Darüber 
hinaus fördern wir PRS-Innovationen mit einem 
gemeinsamen Spezialpreis beim internationalen 
Ideenwettbewerb „European Satellite Navigation 
Competition“ (ESNC)." [Bsp. Galileo]

4. Arbeit in der digitalen Welt gestalten
Wir wollen gute digitale Arbeit, die sicher und gesund 
ist und sich positiv auf die Beschäftigungsfähigkeit 
auswirkt.

Wir werden eine moderne Aus- und Weiterbildung 
sowie berufliche Qualifizierung und den Aufbau 
digitaler Kompetenzen als Schlüsselqualifikation für 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiter 
vorantreiben. Dabei wollen wir uns auch dafür 
einsetzen, in Unterstützungsangeboten zur beruflichen
Eingliederung junger Menschen, Förderung und 
Entwicklung digitaler Medienkompetenzen als 
Querschnittsaufgabe weiter zu stärken und stets auf 
dem aktuellen Stand der Technik zu halten.

Gleichzeitig setzen wir uns für eine stärkere 
Willkommenskultur von IT-Fachkräften aus dem 
Ausland in Deutschland ein. Hierzu gilt es nun, das 
Anerkennungsgesetz, das die Möglichkeiten der 
Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse 
verbessert, weiter umsetzen.

5. Energiewende und Green-IT voranbringen
Wir werden noch 2014 mit der Schaffung von 
verlässlichen Rahmenbedingungen für den sicheren 
Einsatz von intelligenten Messsystemen für 
Verbraucherinnen und Verbraucher, Erzeuger und 
Kleinspeicher auf Basis von Schutzprofilen und 
technischen Richtlinien des Bundesamts für Sicherheit 
in der Informationstechnik beginnen und damit erste 
wichtige Schritte unternehmen.

Startups Unser Ziel ist es dabei, die Zahl der 
Gründungen von derzeit 10 000 in den 
nächsten Jahren kontinuierlich auf 15 000 pro 
Jahr zu steigern. Dafür sollen Antragsverfahren 
entbürokratisiert werden. Außerdem werden wir 
Förderinstrumente dahingehend überprüfen, dass
sie die gesamte Innovationskette inklusive der 
Verwertungsmöglichkeiten berücksichtigen.

[...] Durch eine Vereinfachung der Prozesse 

Junge digitale Wirtschaft unterstützen
[...] die Zahl der Gründungen von heute ca. 10.000 
jährlich kontinuierlich auf ca. 15.000 jährlich zu 
steigern. Wir bauen dazu den Dialog mit dem Beirat 
„Junge Digitale Wirtschaft“ aus und unterstützen junge 
innovative Unternehmen und Startups durch: 

die Stärkung des Gründergeists in Deutschland durch 
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(One-Stop-Agency) soll eine schnellere 
Unternehmensgründung möglich sein.

[...] Mit Investitionszuschüssen wollen wir den 
Einsatz von Wagniskapital weiter fördern.

die Weiterentwicklung der Informations- und 
Beratungsangebote für Gründerinnen und Gründer, mit
besonderem Fokus auf IT-Startups;

die Verbesserung der Finanzierungsbedingungen für 
Startups durch international wettbewerbsfähige 
Rahmenbedingungen für Wagniskapital und Crowd-
Investments;

die Unterstützung beim „Matching“ der etablierten 
Industrie mit Startups;

die gezielte Unterstützung von Gründerinnen;
die Vernetzung deutscher Startups mit anderen 
internationalen Gründer-Hubs.

Über-
wachung

Wir stärken die Zentralstellenfunktion des 
Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV), bauen 
dessen Koordinierungskompetenz im 
Verfassungsschutzverbund aus und verbessern 
die technische Analysefähigkeit des BfV.

Wir wollen eine bessere parlamentarische 
Kontrolle der Nachrichtendienste.

Wir stärken das Bundesamt für Verfassungsschutz
strategisch und organisatorisch, um den aktuellen 
Veränderungen bei Kommunikationsformen und 
-verhalten von Terroristen und Extremisten besser 
begegnen zu können.

Hierzu stellen wir im Bundesamt für Verfassungsschutz
auch eine sachgerechte Infrastruktur sowie 
technische Analysewerkzeuge bereit, um die 
Auswertung vorhandener Daten weiter zu verbessern 
und Kommunikationsmuster deutlich sichtbarer zu 
machen.

Transparenz Transparenter Staat
Die digitale Berichterstattung über den 
Bundestag und seine Sitzungen sowie über 
öffentliche Ausschusssitzungen und Anhörungen 
(z. B. in Streams) wollen wir ausbauen. So bald 
wie möglich werden wir Bekanntmachungen wie 
beispielsweise Drucksachen und Protokolle in 
Open Data tauglichen Formaten unter freien 
Lizenzbedingungen bereitstellen.

Die Bundesverwaltung muss auf der Basis 
eines Gesetzes mit allen ihren Behörden 
Vorreiter für die Bereitstellung offener Daten 
in einheitlichen maschinenlesbaren Formaten 
und unter freien Lizenzbedingungen sein. Wir 
wollen für Bund, Länder und Kommunen ein 
Open-Data-Portal bereitstellen.

Wir werden die Strafbarkeit der 
Abgeordnetenbestechung neu regeln.

Innovativer Staat
Unsere Rolle als großer IT-Beschaffer werden wir dazu
nutzen, Innovationen und die Umsetzung von 
Sicherheit in der IT zu fördern. Wir wollen einen 
transparenten Staat, der einfach zugängliche und 
verlässliche Daten bereitstellt.

Wir machen die Bundesbehörden zu Vorreitern bei 
der Bereitstellung offener Daten in Deutschland. 
Dazu legen wir einen „Nationalen Aktionsplan zur 
Umsetzung der G8-Open-Data-Charta“ vor. – 
Fernerkundungsdaten wie z. B. Satellitenbilder sind 
von zunehmender Bedeutung für Wirtschaft, 
Wissenschaft und viele Bundesbehörden. Wir prüfen 
daher, wie ein zentraler digitaler Zugriff und daraus 
abgeleitete Produkte bereitgestellt werden können. 
(Open Data)

E-Govern-
ment

Die Bundesbehörden werden verpflichtet, zehn 
Prozent ihrer IT-Budgets für die Sicherheit 
ihrer Systeme zu verwenden.

Wir wollen ein bürgerfreundliches „digitales 
Deutschland“. Ein Programm „Digitale 
Verwaltung 2020“ für verbindliche Standards zur

Digitale Dienstleistungen der Verwaltung mit Nutzen 
für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
anbieten

Wir bündeln daher die Maßnahmen über die Ressorts 
hinweg in unserem Regierungsprogramm „Digitale 
Verwaltung 2020“.
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flächendeckenden Digitalisierung der Verwaltung 
soll dazu auf den Weg gebracht werden.

Bei den Beschaffungen des Bundes werden wir
die Prozesse standardisieren und nach 
Möglichkeit digitalisieren.

Die Idee der einheitlichen Behördennummer 115 
wollen wir ins Internet übertragen (www.115.de) 
und zumindest die 100 wichtigsten und am 
häufigsten genutzten Verwaltungsleistungen 
innerhalb der nächsten vier Jahre bundesweit 
einheitlich online anbieten.

Die Weiterentwicklung und Verbreitung von 
Chipkartenlesegeräten, Kryptografie, DE-Mail und
sicheren Ende-zu-Ende-Verschlüsselungen 
sowie vertrauenswürdiger Hard- und Software gilt
es erheblich auszubauen.

Wir initiieren ein Spitzencluster „IT-Sicherheit und
kritische IT-Infrastruktur“.

[…] Darüber hinaus streben wir einen sicheren 
Rechtsrahmen und eine Zertifizierung für 
Cloud-Infrastrukturen und andere 
sicherheitsrelevante Systeme und Dienste an.

Wir standardisieren und digitalisieren daher verstärkt 
die Prozesse bei Beschaffungen des Bundes. Die E-
Beschaffung und E-Rechnung bauen wir weiter aus.

• Wir richten deshalb gemeinsam mit den 
Ländern Bürgerkonten ein, bei denen die 
sichere Authentifizierung auch mit der eID-
Funktion des Personalausweises erfolgt und
mit denen möglichst viele 
Verwaltungsdienstleistungen auf 
kommunaler, Länder- und Bundesebene 
einfach und sicher genutzt werden können.

• Wir stellen alle nutzenbringenden 
Dienstleistungen der Verwaltung online 
zur Verfügung.

• Wir führen De-Mail flächendeckend ein. 
Um die flächendeckende Einführung von 
DeMail zu beschleunigen, wird eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe mit der 
Wirtschaft eingerichtet, in der Erfahrungen 
ausgetauscht und identifizierte Hürden 
zeitnah adressiert werden.

• Wir stellen daher alle 
verwaltungsrechtlichen Formerfordernisse 
auf den Prüfstand und streichen diese, wo 
immer möglich, ersatzlos.

Autonomie und Handlungsfähigkeit der IT des Staates 
bewahren
Wir wollen die Abhängigkeit der IT des Bundes von 
globalen IT-Konzernen reduzieren bzw., wo immer 
möglich, vermeiden.

• Wir führen die IT-Netze und Rechenzentren 
des Bundes weiter zusammen und schaffen 
den notwendigen rechtlichen Rahmen 
hierfür.

• Wir richten die öffentliche Beschaffung 
stärker innovationsorientiert aus. Dadurch 
werden innovative Unternehmen unterstützt 
und der Wettbewerb in der IT-Branche 
gestärkt.

Sichere Regierungskommunikation gewährleisten
• Die Daten der Bundesverwaltung routen wir 

soweit wie möglich nur über eigene 
Netzwerkinfrastrukturen unter Verwendung 
vertrauenswürdiger Komponenten.

• Mit dem Projekt „Netze des Bundes“ stellen 
wir eine ressortübergreifende 
Kommunikationsinfrastruktur mit erhöhtem 
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Sicherheitsniveau bereit, [...] Parallel werden 
die Abstimmungen zur Integration der 
ressortspezifischen Netze ab 2018 erfolgen.

Cyber-
sicherheit

Wir bauen die Kapazitäten des Bundesamtes 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
und auch des Cyber-Abwehrzentrums aus. Wir
verbessern die IT-Ausstattung der deutschen 
Sicherheitsbehörden.

Mehr Sicherheit im Cyberraum
"strategischen Neuausrichtung der Cyber-
Sicherheitsarchitektur ebenso wie einer besseren 
Ausstattung der Sicherheitsbehörden in technischer 
und personeller Hinsicht"

• Wir stärken das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI). Diese 
Stärkung drückt sich auch in einer 
Verbesserung der Ressourcenausstattung 
des BSI aus.

• Auf der Plattform des Nationalen Cyber-
Abwehrzentrums verbessern wir das 
arbeitsteilige Zusammenwirken der fachlich 
spezialisierten Behörden. Die koordinative 
Aufgabe des Nationalen Cyber-
Abwehrzentrums zur operativen 
Bearbeitung von Cyber-Sicherheitsvorfällen 
wird gestärkt.

• Wir verbessern die sachliche und 
personelle Ausstattung der 
Sicherheitsbehörden und gleichen die 
technische und rechtliche Befähigung den 
jeweiligen Aufgaben an.

• Die Kompetenzen des 
Bundeskriminalamtes und der 
Bundespolizei stärken wir im Bereich 
Cybercrime, Cyberspionage und 
Cybersecurity. So werden wir im 
Bundeskriminalamt das Cybercrime Center, 
das die Auswertung und Ermittlungen in 
diesem Phänomenbereich bündelt, weiter 
ausbauen und die Bearbeitung 
phänomenübergreifender Internetaktivitäten 
zusammenfassen.

• Wir werden das Strafrecht an das digitale 
Zeitalter anpassen und insbesondere 
Strafbarkeitslücken bei der 
Datenhehlerei schließen.

• Im Bereich der Cyberspionage werden wir 
die Maßnahmen des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz zur Sensibilisierung im 
Bereich des Wirtschaftsschutzes weiter 
verstärken.

• Die Kompetenzen im Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz im Bereich der 
Folgenanalyse von Cyberangriffen auf 
kritische Infrastrukturen werden wir 
erweitern.

EU / Inter-
nationales

Um die Grund- und Freiheitsrechte der 
Bürgerinnen und der Bürger auch in der digitalen 
Welt zu wahren und die Chancen für die 
demokratischen Teilhabe der Bevölkerung am 
weltweiten Kommunikationsnetz zu fördern, 
setzen wir uns für ein Völkerrecht des Netzes 
ein, damit die Grundrechte auch in der digitalen 
Welt gelten. Das Recht auf Privatsphäre, das im 

Weiterentwicklung „Völkerrecht des Netzes“ und 
Menschenrechtsschutz
Wir initiieren einen mehrstufigen Prozess zur 
Erstellung einer Handreichung zu Elementen eines 
“Völkerrecht des Netzes”.

• Wir stärken wir die deutsche Beteiligung in 
der www.freedomonlinecoalition.com;
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Internationalen Pakt für bürgerliche und politische
Rechte garantiert ist, ist an die Bedürfnisse des 
digitalen Zeitalters anzupassen.

Die EU-Datenschutzgrundverordnung muss 
zügig weiter verhandelt und schnell 
verabschiedet werden, um europaweit ein 
einheitliches Schutzniveau beim Datenschutz zu 
garantieren. Die strengen deutschen Standards 
beim Datenschutz, gerade auch beim 
Datenaustausch zwischen Bürgern und Behörden
wollen wir bewahren. Europa braucht ein 
einheitliches Datenschutzrecht für die Wirtschaft, 
in dem alle Anbieter, die in Europa ihre Dienste 
anbieten, dem europäischen Datenschutzrecht 
unterliegen (Marktortprinzip). Die Grundsätze 
der Zweckbindung, der Datensparsamkeit und
-sicherheit, der Einwilligungsvorbehalt, das 
Recht auf Löschen und das Recht auf 
Datenportabilität müssen in der Verordnung 
gewahrt bleiben. Bei den EU-Regelungen zur 
justiziellen und polizeilichen Zusammenarbeit 
muss sichergestellt werden, dass das deutsche 
Datenschutzniveau bei der Übermittlung von 
Daten an andere EU-Staaten nicht unterlaufen 
werden darf.

Um Vertrauen wiederherzustellen, werden wir ein 
rechtlich verbindliches Abkommen zum 
Schutz vor Spionage verhandeln.

Deutschland wird im Rahmen der „Digitalen 
Agenda“ der EU-Kommission einen „Digital 
Champion“ benennen.

• Wir verstetigen wir den „Runden Tisch 
Internet und Menschenrechte“, unter 
Beteiligung von Zivilgesellschaft und 
Wirtschaft.

Die Verabschiedung einer EU-weiten Datenschutz-
Grundverordnung, in der die Geltung des EU-
Datenschutzrechts auch für nicht in der EU 
niedergelassene Internetunternehmen festgeschrieben
werden soll (Marktortprinzip), wird mit Nachdruck 
unterstützt.

Moderner Datenschutz für das Informationszeitalter
• Wir werden das europäische 

Datenschutzrecht im digitalen Binnenmarkt
rasch modernisieren und harmonisieren, 
um die Rechte der Bürgerinnen und Bürger in 
der vernetzten Welt zu stärken und der 
Bedeutung des Datenschutzes als 
entscheidendem wirtschaftlichen 
Standortfaktor gerecht zu werden. Wichtigster 
Schritt auf diesem Weg ist die Verabschiedung
der Datenschutz-Grundverordnung spätestens
im Jahr 2015. Mit einem modernen 
Datenschutz auf hohem Niveau wollen wir 
auch Antworten auf Fragen geben, die sich 
durch neue Techniken oder Arten der 
Datenverarbeitung wie Big Data, Profilbildung, 
Webtracking oder dem Cloud Computing für 
den Schutz der Privatsphäre stellen.

• Als Antwort auf die globale Vernetzung und die
Enthüllungen über den Missbrauch 
personenbezogener Daten streben wir eine 
führende Rolle bei der Entwicklung 
internationaler Datenschutzprinzipien an. 
Dazu nehmen wir Gespräche mit 
internationalen Partnern auf.

Wir stärken die internationale Kooperation, z.B. mit der
Europäischen IT-Sicherheitsagentur ENISA und dem 
Europol-Cybercrime-Center.

Mit der Benennung eines unabhängigen „Digital 
Champion“ – eines/r deutschen „Internet-
Botschafters/in“ – gegenüber der Europäischen 
Kommission können wir etablierte nationale 
Maßnahmen präsentieren und zugleich Informationen 
über Best-Practice-Modelle aus anderen 
Mitgliedsstaaten einholen und so den Austausch [...] 
vorantreiben.

Digitalisierung in der Entwicklungszusammenarbeit
"Cyber-Kapazitätsaufbau"

• die Afrikastrategie der Bundesregierung 
verstärkt digital ausgebaut wird. Wir prüfen 
und fördern gezielt die Potenziale eines 
digitalen Afrikas und lernen umgekehrt von 
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diesbezüglichen Fortschritten unserer 
Partner auf dem Nachbarkontinent;

• Digitalisierung zunehmend als 
Querschnittsthema der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit verstanden 
wird. Wir prüfen die Implementierbarkeit in 
sektoralen und regionalen Programmen;

• wir regelmäßig Rohdaten zu laufenden 
Entwicklungsprojekten an die International 
Aid Transparency Initiative (IATI) liefern

Schönster 
Satz

"Deutschland wird zu einer echten digitalen 
Gesellschaft."

--


